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Grundsteuer/ Grunderwerbsteuer

BFH: Anteilsvereinigung – Berechnung der Beteiligungsquote von
95 v.H. bei mittelbarer Beteiligung

Sachverhalt
Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin) erwarb in 2002 von der V-GmbH & Co. KG
96,92 v.H. der Anteile an der A-GmbH, die zu diesem Zeitpunkt zu 97,5 v.H. an der
grundbesitzenden B-GmbH beteiligt war. Das Finanzamt sah darin eine Anteilsübertragung
nach § 1 Abs. 3 Nr. 3 GrEStG. Das FG gab der Klage gegen den Grunderwerbsteuerbescheid
statt. Der Erwerb einer mittelbaren Beteiligung unterliege nur dann der Grunderwerbsteuer,
wenn der Anteilserwerber nach Multiplikation der auf den jeweiligen Beteiligungsstufen
bestehenden Quoten zu mindestens 95 v.H. an der grundbesitzenden Gesellschaft beteiligt
sei. Im Streitfall sei die Mindestbeteiligung nicht erreicht, weil die mittelbare Beteiligung der
Klägerin an der grundbesitzenden B-GmbH nur 94,497 v.H. (96,92 v.H. x 97,5 v.H.) betrage. 

Entscheidung
Entgegen der Auffassung des FG ist beim Erwerb einer mittelbaren Beteiligung an der
grundbesitzenden Gesellschaft das Erreichen der maßgeblichen Beteiligungsquote von 95
v.H. nicht durch Multiplikation der auf den jeweiligen Beteiligungsstufen bestehenden
Beteiligungsquoten zu ermitteln. Vielmehr muss die Beteiligungsquote von 95 v.H. lediglich
auf jeder Beteiligungsstufe erreicht sein. 

Gem. § 1 Abs. 3 Nr. 3 GrEStG unterliegt ein Rechtsgeschäft, das den Anspruch auf
Übertragung unmittelbar oder mittelbar von mindestens 95 v.H. der Anteile an einer
Gesellschaft begründet, der Grunderwerbsteuer, wenn zum Vermögen der Gesellschaft ein
inländisches Grundstück gehört, soweit eine Besteuerung nach Abs. 2a der Vorschrift nicht
in Betracht kommt. Die Vorschrift erfasst dabei nicht den Erwerb der Anteile einer
Gesellschaft als solcher, sondern die durch ihn begründete eigenständige Zuordnung der
der Gesellschaft gehörenden Grundstücke. Sie behandelt den Erwerber der Anteile so, als
habe er die zum Vermögen der Gesellschaft gehörenden Grundstücke erworben. Eine
steuerbare Anteilsübertragung i.S. von § 1 Abs. 3 Nr. 3 (und Nr. 4) GrEStG liegt nicht nur
dann vor, wenn der Anteilserwerber die Anteile der Gesellschaft mit Grundbesitz selbst
(unmittelbar) erwirbt, sondern auch dann, wenn es sich bei der Beteiligung des
Anteilserwerbers um eine nur mittelbare, d.h. über eine andere Gesellschaft vermittelte
handelt. 

Nach der Absenkung der Beteiligungsquote von 100 v.H. auf 95 v.H. - mit StEntlG
1999/2000/2002 - ist es bei einer mittelbaren Beteiligung erforderlich, aber auch
ausreichend, wenn die Beteiligungsquote von 95 v.H. auf jeder Stufe erreicht wird. Der
Anteilserwerber erwirbt in diesem Fall mindestens 95 v.H. der Anteile an einer Gesellschaft,
der das Grundstück der grundbesitzenden Gesellschaft zugerechnet wird und das ihr damit
"gehört". Nach der Absenkung der Mindestbeteiligungsquote auf 95 v.H. geht der
Gesetzgeber für Zwecke der Grunderwerbsteuer typisierend davon aus, dass der
Anteilserwerber mit dem Erreichen dieser Quote in grunderwerbsteuerrechtlich erheblicher
Weise die rechtliche Möglichkeit hat, seinen Willen - wenn auch über so viele Stufen, wie
zumindest 95-prozentige Beteiligungen an Zwischengesellschaften vorhanden sind - bei der
grundbesitzenden Gesellschaft durchzusetzen. Der Hinweis der Klägerin, sie könne bei einer
Veräußerung des Grundstücks nur den auf ihre Beteiligungsquote entfallenden
Veräußerungserlös beanspruchen, beruht demgegenüber auf der unzutreffenden
Vorstellung, dass es bei § 1 Abs. 3 GrEStG allein auf die vermögensmäßige Beteiligung des
Anteilserwerbers an der grundbesitzenden Gesellschaft ankomme. 

Gemäß diesen Grundsätzen erfüllt der Anteilserwerb im Streitfall den Tatbestand des § 1
Abs. 3 Nr. 3 GrEStG. Die erforderliche Beteiligungsquote ist auf jeder Stufe erreicht. Die
Klägerin ist zu 96,92 v.H. an der A-GmbH und die A-GmbH zu 97,5 v.H. an der
grundbesitzenden B-GmbH beteiligt. Die Klägerin hat damit mindestens 95 v.H. der Anteile
der A-GmbH erworben, der der Grundbesitz der B-GmbH - voll - zuzurechnen ist.



Betroffene Norm
§ 1 Abs. 3 Nr. 3 GrEStG i.d.F. des StEntlG 1999/2000/2002

Vorinstanz
Finanzgericht Münster, Urteil vom 17.09.2008, 8 K 4659/05, EFG 2008, S. 1993

Fundstelle
BFH, Urteil vom 25.08.2010, II R 65/08, BStBl II 2011, S. 225

www.deloitte-tax-news.de Diese Mandanteninformation enthält ausschließlich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umständen eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
für wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine persönliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stützen,
handelt dieser ausschließlich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH übernimmt keinerlei Garantie oder
Gewährleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise für den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine persönliche Beratung
einzuholen. 

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.

http://www.fg-muenster.nrw.de/
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&nr=22915

	BFH: Anteilsvereinigung – Berechnung der Beteiligungsquote von 95 v.H. bei mittelbarer Beteiligung
	Sachverhalt
	Entscheidung
	Betroffene Norm
	Vorinstanz
	Fundstelle


